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„Mut zur Kontroverse" 

Dazu rief die Vorsitzende 
der CDU Deutschlands, Bun- 
deskanzlerin Angela Mer- 
kel, die rund 1200 Teilneh- 

mer der ersten Regionalkon- 
ferenz zur Erneuerung des 
CDU-Grundsatzprogramms 

'n Potsdam auf. 
In den letzten Jahren ha- 

be die CDU in einer Vielzahl 
von einzelnen Politikfeidern 

Veränderungen   vorgenom- 

men, sagte Merkel. Umso 
dringlicher sei deshalb eine 
ausführliche Diskussion über 
das gemeinsame Wertefun- 
dament, das als „Koordina- 
tensystem" für die Gestal- 

tung der Zukunft diene. 
Positiv wertete Angela 

Merkel die derzeitige De- 
batte um die Familienpolitik 
und das geplante Eltern- 

geld. Die Kontroverse zeige, 
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was der Union die Familie 
wert sei. Dabei verteidigte 
Merkel das Elterngeld und 
die geplanten „Vätermona- 
te". Väter hätten heute vie 
stärker als vor 30 Jahren den 
Wunsch, sich um ihre Kinder 
zu kümmern. Um die Män- 

ner hierbei zu unterstützen, 
könne der Staat durchaus 
Anreize setzen. „Wir müs- 
sen einen Weg finden, auf 
dem wir nicht bestrafen, 
aberauf dem man sehrwohl 
einen Bonus geben kann", 

sagte sie. 

Mit Be- 
zug auf das 
Motto der 
Programm- 
debatte - 
„Neue Ge- 
rechtigkeit 
durch mehr 

Freiheit" - machte Merkel 
in ihrer Rede deutlich, dass 
der Staat den Menschen 
Raum zur Entfaltung ihrer 
Fähigkeiten lassen müsse: 
„Der Staat soll Gärtner sein 

und nicht Zaun." Schließlich 
habe Gott jedem Einzelnen 

einen Gestaltungsauftrag 
mitgegeben, der es ihm er- 
mögliche, seinen Beitrag für 
eine gerechtere Welt zu 
leisten. „Wir misstrauen den 
Menschen nicht von Haus 

aus. Wir trauen ihnen etwas 
zu", bekräftigte Merkel. Sie 
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glaube jedenfalls nicht, 
»dass durch mehr staatliche 
Regulierung mehr Gerech- 
tigkeit" entstehe. 

Neue Antworten müsse 
die CDU nach den Worten 
der Parteivorsitzenden ne- 
ben der Familienpolitik 
auch zur Zukunft der Sozia- 
len Marktwirtschaft finden. 
Die Soziale Marktwirtschaft 
habe „über Jahrzehnte eine 
breit akzeptierte Antwort" 
auf die Widersprüche der 
produktionsgesellschaft ge- 
geben und es den Menschen 
ermöglicht,   sich   als   freie 

platz. Der nationale und 
auch der europäische Rah- 
men allein könnten nichts 
mehr ausrichten. Deshalb 
werde sich die Weltwirt- 
schaft in den nächsten Jah- 
ren auf für alle verbindliche 
Prinzipien einigen müssen, 
wie beispielsweise auf den 
Schutz geistigen Eigentums. 

Ausführlich widmete sich 
Angela Merkel in ihrer Rede 
auch der „dramatisch verän- 
derten Sicherheitslage", de- 
ren Konsequenzen 1994, also 
bei der Verabschiedung des 

derzeitigen Grundsatzpro- 
gramms, nicht abseh- 
bar gewesen seien. 
Terrorismus und Glo- 
balisierung hätten die 
Welt   verändert,   be- 

Personen      zu 
entfalten, sagte 
Merkel. Zuneh- 
mend    bezwei- 
felten die Men- 

^hen    jedoch, 
°b  die   Soziale 
^arktwi rt- 
Schaft der Herausforderung 
^er Globalisierung standha 
te- Denn die gute Bilanz ei- 
nes Unternehmens sei schon 
ange keine Garantie mehr 

*Ör einen sicheren Arbeits- 

Leben kam. „Wir leben in ei- 
ner Welt, in der nicht mehr 
die alten Sicherheiten gel- 
ten", sagte sie weiter. In einer 
Welt, in der Menschen sich 
selbst vernichteten, funktio- 
niere auch das System der ge- 
genseitigen Abschreckung 

nicht mehr. Diese Herausfor- 
derungen müssten von der 
CDU beantwortet werden. 
Mit Blick auf den geplanten 
Bundeswehr-Einsatz im Kon- 
go stellte die Bundeskanzle- 
rin klar, dass das christliche 
Menschenbild nicht an den 

Grenzen Deutschlands oder 
Europas ende, sondern „uni- 
versell" gelte. 

Generalsekretär Ronald 
Pofalla machte deutlich, 
dass die jetzt beginnende 

Debatte die 
Möglichkeit 
biete, den Mar- 
kenkern der 
CDU hervorzu- 
heben und die 
Partei dadurch 

von der politi- 
schen Konkur- 
renz       stärker 

tonte Merkel. Dabei ver- 
urteilte sie nachdrück- 

lich den Anschlag in 
dem ägyptischen Bade- 
ort Dahab, bei dem auch 
ein deutscher junge ums 
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unterscheidbar zu machen. 

Die CDU werde bei ihrer in- 
ternen Debatte keine Rück- 
sicht auf die SPD nehmen, 
so Ronald Pofalla. „Unser 
Programm soll für die 
nächsten 15 bis 20 Jahre 
stehen. Die Große Koalition 
ist ein Bündnis auf kürzere 
Zeit", sagte er. „Ich hoffe 
auf eine breite Beteiligung, 
die von den 600.000 Mit- 
gliedern der CDU getragen 
wird", fügte der Generalse- 

kretär hinzu. 
Wie zuvor Angela Mer- 

kel kündigte auch General- 
sekretär Pofalla an, den 
staatlichen  Einfluss zurück- 

und Gerechtigkeit auch der 
Begriff der Solidarität auf die 
Diskussionsagenda gehöre. 

In den knapp dreißig 
Wortmeldungen aus dem Ple- 
num wurde deutlich, dass das 
Thema Familie eine zentrale 
Rolle spiele. Ihn störe, dass 
zum Teil noch das „Haus- 
frauen-Dasein" propagiert 
werde,   erklärte   beispiels- 

Union in Potsdam vermisst 
die Rolle der Großeltern in 
der Familiendebatte: „Wo- 
hin gehen denn die Enkel, 
wenn eine Familie zerrüttet 
ist? Die rennen zuerst zu 
den Großeltern." Die Debat- 
te, die von der Familien- über 
die Bildungspolitik bis zu 
ethischen Fragen reichte, 
zeigte, dass die CDU eine le- 
bendige Volkspartei ist. 

Der Potsdamer Regional- 
konferenz, zu der Parteimit- 
glieder aus Sachsen,Sachsen- 
Anhalt, Brandenburg, Berlin 
und Mecklenburg-Vorpom- 
mern eingeladen waren, 
werden   in   den   nächsten 

Seidel 
drängen zu wollen: „Wir sind 
der Auffassung, dass wir zu 
viel Staat haben. Unser Staat 
ist überfordert. Er muss zu- 
rückgeschraubt werden, da- 
mit er die Aufgaben, die er 
inne hat, wirkungsvoller 
wahrnehmen kann." 

In der anschließenden leb- 
haften Diskussion erinnerten 
mehrere Parteimitglieder 

daran,  dass   neben   Freiheit 

weise Jan Rethmann aus der 
Prignitz. Die aus Branden- 

burg stammende Unions- 
fraktionsvizechefin im Bun- 
destag, Katherina Reiche, 
unterstrich, junge Frauen 
wollten heute arbeiten und 
Kinder erziehen. Sie hätten 
genug davon, „Rabenmüt- 
ter" gegen „Heimchen am 
Herd" auszuspielen. Horst 
Röpke   von   der   Senioren- 

Wochen noch vier weitere 
Regionalkonferenzen in Bad 
Fallingbostel, Karlsruhe, Düs- 

seldorf und Kassel folgen. 

Ausführliche Informa- 
tionen rund um die 
Grundsatzprogramm- 
Diskussion finden Sie 
auf www.grundsatz 
programm.cdu.de 
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Grundsatzprogramm-Kommission 
nimmt Arbeit auf 

Unmittelbar vor der ersten 
von fünf bundesweit statt- 
findenden Regionalkonfe- 
renzen nahm die CDU- 
Grundsatzprogramm-Kom- 
mission ihre Arbeit auf. 

ren Fragen unterscheiden, 
zeigte sich schon in der De- 
batte der ersten Sitzung der 
Grundsatzprogramm-Kom- 
mission zur Rolle des Staa- 
tes. Während  die SPD auf 

glieder aus allen Landesver- 
bänden und aus den CDU- 
Vereinigungen vertreten sind 
(eine Übersicht finden Sie in 
der Dokumentation, siehe 
UiD-Innenteil), war sich einig, 
dass nach den Grundsatzpro- 
grammen von 1978 und 1994 
ein neues Parteiprogramm 
erforderlich geworden sei, da 
das aktuelle Programm die 
Entwicklungen der letzten 
Jahre nicht vorhergesehen 
habe und nun angepasst wer- 

Das neue CDU-Grund- 
satzprogramm werde unbe- 
einflusst von der derzeitigen 
Regie rungskonste Nation 
Sein, machte der Vorsitzen- 
de der Grundsatzprogramm- 

Kommission, CDU-General- 
sekretär Ronald Pofalla, bei 
der konstituierenden Sit- 
zung der Kommission in 

Potsdam deutlich. Während 
es bei dem Grundsatzpro- 

gramm um einen Auftrag für 
d'e nächsten 15 bis 20 Jahre 
§ehe, sei die Große Koalition 
ein „Bündnis auf Zeit", be- 
tonte Pofalla. 

Wie stark sich die Auffas- 
sungen der beiden großen 
volksparteien  in elementa- 

ihrem einen 
Tag zuvor 
stattgefun- 
denen Wer- 
tekongress 
ein „Mehr" 
an Staat forderte, sprach 
sich die CDU-Kommission 
für weniger Staat und für 
mehr Verantwortung des 
Einzelnen aus. „Wir sind der 
Auffassung, dass wir zu viel 
Staat haben. Unser Staat ist 
überfordert. Er muss zurück- 
geschraubt werden, damit er 
die Aufgaben, die er innehat, 
wirkungsvoller wahrnehmen 
kann", erläuterte Pofalla. 

Die Grundsatzprogramm- 

Kommission, in der 69 Mit- 

den müsse. „Wir haben in un- 
serem derzeitigen Programm 
zum Beispiel nicht die Aus- 
wirkungen der demographi- 
schen Entwicklung berück- 
sichtigt", sagte der General- 
sekretär. Um möglichst alle 
zukunftsrelevanten Themen 
und Fragestellungen im neu- 

en Programm umfassend und 
nachhaltig aufnehmen zu 
können, hat die Grundsatz- 
programm-Kommission in ih- 
rer konstituierenden Sitzung 
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in einer intensiven Diskussion 
einen Katalog von acht Leit- 
fragen mit zahlreichen Unter- 
fragen beschlossen, an dem 
sich die auf zwei Jahre ange- 
legte Diskussion orientieren 
wird. (Eine Übersicht über die 
Leitfragen finden Sie in der 
Dokumentation, siehe UiD- 
Innenteil.) Dieser Katalog 
enthält neben Fragen zur Mo- 
dernisierung und Erneuerung 
auch Bereiche, die relativ un- 
angetastet bleiben, da sie das 
Wertegerüst der Partei bilden 
und auch in Zukunft bilden 
werden. „Dazu zähle ich unse- 

werden die Leitfragen 
in den Monaten April 
und Mai in einem er- 
sten Schritt auf fünf 
Regionalkonferenzen 
mit der Parteibasis dis- 
kutiert.   Darüber  hin- 

Martino Krogmann, Parlamentarische Geschäfls- 
führerin der Bundestagsfraktion, und Philipp 
Missfelder, Bundesvorsitzender der Jungen Union 

Peter Paziorek, Stellvertretender Landesvorsit- 
zender der CDU NRW, und Jochen-Konrad 
Fromme, CDU-Ausländerbeauftragter 

re Einstellung zu den Grund- 
werten und zum christlichen 
Menschenbild", erläuterte 
Ronald Pofalla. Dies sei die 
„politische DNA" der Partei 

und schon im Ludwigshafe- 
ner Programm von 1978 gül- 
tig beschrieben. 

Neben einer ausführlichen 
Diskussion über die Leitfra- 
gen stellte der Generalse- 
kretär den Sitzungsfahrplan 
und das Kommunikations- 
konzept    vor.    Demzufolge 

aus werden die Leitfragen an 
rund 400 Organisationen in 
Deutschland verschickt, um 
diese so an der Grundsatz- 

programm-Debatte zu betei- 
ligen. 

Neben dem bewährten 
Konzept der Regionalkonfe- 
renzen hat die CDU ein eige- 
nes Kommunikationskon- 
zept für die Grundsatzpro- 
gramm-Debatte entwickelt. 
Auf verschiedenen Beteili- 
gungsplattformen    erhalten 

nsbesondere die CDU- 
Mitglieder im Internet 
und im CDU-Mitglieder- 

netz die Möglichkeit, ih- 
re Vorstellungen vorzu- 
tragen. Neben einer zen- 
tralen Internetplattform, 
auf der unter www. 

grundsatzprogramm.cdu.de 

alle relevanten Beschlüsse, 
Reden und Positionspapiere 

eingesehen werden können, 
beschreitet die CDU mit der 
Einrichtung von Virtuellen 

Arbeitskreisen und der Ein- 
führung von Wikipedia-Soft- 
ware im CDU-Mitgliedernetz 

Neuland in der politischen 
Diskussion in Deutschland. 

Ronald Pofalla kündigte an, 
dass er alle Kreisvorsitzen- 

den bitten werde, dass in je- 
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dem Kreisverband ein Grund- 
satzprogramm beauftragter 
ernannt oder gewählt werde, 
der den Diskussionsprozess 
an der Basis vorantreiben 
und moderieren soll. Es sei 
geplant, dass alle Beauftrag- 
ten zu einem Gedankenaus- 
tausch im Sommer nach Ber- 
lin eingeladen werden. Sein 

Ziel sei es, alles daranzuset- 
zen, mit den Mitgliedern in 
einen „intensiven Diskus- 
sionsprozess" einzutreten 
und die Partei als Ganzes in 
diesem Prozess der program- 
matischen     Weiterentwick- 

Parteitages 2003 zur Zu- 
kunft der sozialen Siche- 
rungssysteme. Nach den Re- 
gionalkonferenzen sollen die 

Leitfragen im August auf ei- 
nem Grundsatzkongress mit 
Vertretern aller gesellschaft- 
lichen Gruppen besprochen 
werden. Ende November 
2006 auf dem CDU-Bundes- 
parteitag in Dresden steht 
ein Zwischenbericht an. Bis 
zur Osterpause des kom- 
menden Jahres soll nach den 
Plänen des Generalsekretärs 
ein Rohentwurf des Grund- 

satzprogramms     vorliegen, 

°rnas Strobl, Generalsekretär der baden-württem- 
s
r9'Khen CDU, und Annette Widmann-Mauz, Ge- 

"neitspolitische Sprecherin der Bundestagsfraktion 

lung mitzunehmen, so der 
Generalsekretär. In diesem 
Zusammenhang betonte Po- 
falla, dass sich die CDU seit 

Ende der 90er Jahre „zur ei- 
gentlichen Programmpartei 
in Deutschland" entwickelt 
habe. Er erinnerte an den Be- 
schluss zur Familienpolitik 
aus dem Jahr 1999 oder an 

das Zuwanderungskonzept, 
das die CDU 2001 verab- 
schiedet habe, sowie an die 
Beschlüsse    des    Leipziger 

CDU-Generalsekretär Ronald Pofalla und 
der Landesvorsitzende der CDU Brandenburg 
Jörg Schönbohm 

der noch vor der Sommer- 

pause vom Bundesvorstand 
beschlossen werden soll. Im 
Anschluss an Regionalkon- 
ferenzen in der zweiten Jah- 

reshälfte 2007 wird ein 
Bundesparteitag Ende des 
Jahres das neue Programm 
endgültig verabschieden. 
Der Text solle für die näch- 
sten 15 bis 20 Jahre Bestand 
haben, betonte Pofalla. 

Dabei gelte es, „grundsätzli- 
che Antworten  zu  finden" 

und nicht „Einzelprobleme" 
zu lösen. 

Die Grundsatzprogram- 
Kommission wurde tags zu- 
vor durch den Bundesvor- 
stand der CDU Deutschlands 
eingesetzt. Die Leitung der 
Grundsatzprogramm-Kom- 
mission übertrug der Bundes- 
vorstand CDU-Generalsekre- 
tär Ronald Pofalla. Der Gene- 
ralsekretär wird bei der Lei- 
tung der Programmdebatte 
von drei Stellvertretern un- 
terstützt: von den Minister- 
präsidenten Dieter Althaus 
und Peter Müller sowie von 

Bundesbildungsministerin 
Annette Schavan. CDU- 
Generalsekretär Ronald 
Pofalla wird sich mit den 
drei Bereichen „Soziale 
Marktwirtschaft", „Entfal- 
tung der Person und Zu- 
sammenhalt der Gesell- 
schaft" und „Familie" be- 
fassen. Thüringens Minis- 
terpräsident Dieter Alt- 
haus übernimmt die The- 

men „Freiheitlicher Staat" 
und „Bewahrung der Schöp- 
fung", während Saarlands 
Ministerpräsident Peter Mül- 
ler für die „Europa-, Außen- 
und Sicherheitspolitik" sowie 
für Fragen der „Demogra- 
phie" zuständig ist. Bundes- 
bildungsministerin Annette 

Schavan wird die Themenfel- 
der „Identität der CDU" sowie 
„Bildung, Ausbildung, Wis- 
senschaft und Forschung" be- 
treuen. 

13106 



Grundsatzprogramm-Diskussion 

Ronald  Pofalla 

Unser Anspruch: Orientierung geben 
Die CDU Deutschlands be- 
ginnt in diesen Tagen mit 
der Erneuerung ihres 
Grundsatzprogramms. Sie 
wird damit ihren gesell- 
schaftlichen Führungsan- 
spruch deutlich machen: 
Als große Volkspartei der 
Mitte gehen wir die Her- 
ausforderungen unserer 
Zeit entschlossen an und 
formulieren klare Vorstel- 
lungen, in welche Richtung 
sich unser Land entwickeln 
soll. Die CDU wird zeigen, 
dass sie eine offene und 
moderne Partei ist, der 
Realität zugewandt - aber 
auch mit dem Anspruch, 
Orientierung zu geben und 
nicht nur den Zeitgeist 
nachzuvollziehen. 

In Phasen rasanten Wan- 
dels ist es besonders drin- 
gend, den Wählerinnen und 
Wählern deutlich zu ma- 
chen, dass Politik eine Wer- 
tebasis hat, die allem zu- 
grunde liegt. Politik muss 
damit Orientierung geben. 
Wer das Vertrauen der Bür- 
ger gewinnen will, darf sich 
nicht in hektischem Refor- 
mieren verlieren. Er muss 
vielmehr deutlich machen, 
dass sich alles - ob Sozial-, 
Wirtschafts-, Familien- oder 
Außenpolitik - zu einem po- 
sitiven  Ganzen  fügt.  Viel- 

CDU-Generalsekretär Ronald Pofalla 

leicht ist uns dies in der Ver- 
gangenheit nicht immer 

ausreichend gelungen. Ge- 
nau dies wird aber das er- 

neuerte Grundsatzpro- 
gramm der CDU leisten. Ich 
wünsche mir, dass am Ende 
der Diskussion nicht nur un- 
sere Parteimitglieder, son- 
dern möglichst viele Bürge- 
rinnen und Bürger mit weni- 
gen Sätzen sagen können, 
was die CDU ausmacht, 
wofür sie steht, wohin sie 
unser Land führen will. 

Dabei müssen wir uns 
nicht neu erfinden. Im Ge- 

genteil: Eine Grundsatzdis- 
kussion dient auch der 
Selbstvergewisserung der 
Partei und der Aneignung 
ihres Erbes durch die Jünge- 
ren. Unsere Grundwerte 
Freiheit, Solidarität und Ge- 
rechtigkeit werden gewiss 
ebenso Bestand haben, wie 

unser Bezug auf das christli- 
che Menschenbild. Dieses 
Menschenbild, nach dem je- 
der Mensch als einzigarti- 
ges Geschöpf Gottes res- 
pektiert wird und deshalb 
niemals seiner Würde be- 
raubt werden darf, ist ein 
Schatz, den wir auch in Zu- 
kunft hüten werden. 

Das christliche Men- 
schenbild ist und bleibt un- 
sere „politische DNA". Es ist 
der Markenkern der CDU 

und unterscheidet uns von 
unseren Mitbewerbern. Wir 
werden zeigen, was das 
christliche Menschenbild 
für die verschiedenen Poli- 
tikbereiche bedeutet - von 
der Bildungs- über die 
Außenpolitik bis hin zu den 
drängenden Fragen der 
Bioethik. 

Vieles wird uns also er- 
halten bleiben. Aber das 
letzte Grundsatzprogramm 
der CDU stammt aus dem 
Jahr 1994. Seither hat sich 
die Welt dramatisch verän- 
dert. Dem müssen wir Rech- 
nung tragen. 1994 lag die 
Überwindung der Teilung 
Deutschlands und Europas 
erst kurz zurück. Es war die 
Zeit, als manche Beobach- 
ter annahmen, die Ge- 
schichte habe einen End- 
punkt erreicht, weil die libe- 
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rale Demokratie als Staats- 
form und die Marktwirt- 
schaft ihren endgültigen 
Siegeszug um die Welt an- 
getreten hätten. Der Weg- 
fall der alten Bedrohungen 

aus dem Ost-West-Konflikt 
prägte das Denken. Kaum 
jemand konnte damals ab- 
sehen, wie sehr etwa der is- 

lamistische Terrorismus die 
internationale Politik än- 
dern würde. Dass deutsche 
Truppen am Hindukusch 
stehen würden, war 1994 
schlichtweg unvorstellbar. 

Die   Globalisierung,   der 

dramatische     demographi- 

nen bevor. Ich freue mich 
auf diese Debatten, denn 
sie gehören zur CDU. Wir 
nähern uns der Diskussion 
bewusst offen. Wir wollen 
auch nicht nur innerhalb der 
Partei diskutieren, sondern 
mit möglichst vielen gesell- 
schaftlichen Gruppen, Insti- 
tutionen und Bürgern. Des- 
halb stellen wir an den An- 
fang bewusst offene Leitfra- 
gen und gehen nicht von ge- 
schlossenen Leitthesen aus. 

Um nur einige zu nen- 
nen: Was bedeuten uns Be- 

griffe wie „Nation", „Hei- 

mat"   und   „Patriotismus"? 

Alle Infos zur 
Grundsatzpro- 
gramm-Diskussion 
auf www.grundsatz 
programm.cdu.de 

lität meinen wir, wenn wir 
von Familie sprechen? Wel- 
che Rolle hat Deutschland 
in Europa und der Welt? Wie 
sieht die Zukunft der Sozia- 
len Marktwirtschaft in einer 
globalisierten Welt? 

Was sich vielleicht ab- 
strakt anhört, wird uns zu 
ganz konkreten Problemen 
führen und für ihre Lösung 
Maßstäbe an die Hand ge- 
ben: Wie sorgen wir für bes- 
sere Integration bei uns 

dauerhaft lebender Auslän- 
der? Wo ziehen wir Grenzen 

zwischen Familie und ande- 
ren Formen des Zusammen- 

lebens, wie gehen wir mit 
homosexuellen Partner- 
schaften um? Unter wel- 
chen Bedingungen enga- 
giert sich die Bundeswehr 
mit Truppen außerhalb un- 
seres Landes? Wie verhin- 
dern wir, dass weitere Ar- 

sche Wandel und technolo- 
gische Revolutionen wie das 
Internet haben unser Land 
und seine Stellung in der 
Welt ebenfalls drastisch ver- 
ändert. Antworten auf all 
diese Entwicklungen müssen 
sich in unserem Grundsatz- 
programm wiederfinden. 

Gewiss stehen der CDU 
bei der Erneuerung des 
Grundsatzprogramms lei- 
denschaftliche     Diskussio- 

Was hält unsere Gesell- 
schaft zusammen? Wie viel 
Gemeinsamkeit brauchen 

wir, wie viel Heterogenität 
vertragen wir? Welche Rea- 

Beteiligen Sie sich 
auch an der Grund- 
satzprogramm- 
Diskussion in den 
Virtuellen Arbeits- 
kreisen im Mitglie- 
dernetz unter 
www.cdunet.de 

beitsplätze in andere Län- 
der abwandern und wie sor- 
gen wir dafür, dass wieder 
mehr neue Arbeitsplätze in 
Deutschland entstehen? 
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Wir werden Konflikte 
aushalten müssen. Die CDU 

ist eben Volkspartei und kei- 
ne Klientelpartei. Das erfor- 
dert oft langwierige Diskus- 
sionen und einen bestimmt 
nicht immer einfachen Aus- 
gleich verschiedener Inter- 
essen. Am Ende haben aber 
Beschlüsse der CDU auch 
besonders großes Gewicht - 
sie kommen aus der Mitte 
der Gesellschaft. 

Ich erwarte spannende 
und kontroverse Diskussio- 
nen, etwa in der Familienpo- 
litik, ein für uns zentrales 
Thema. Denn allen in der 
CDU liegt die Familie als 
Kern der Gesellschaft und 
Garant der Zukunft in exis- 
tenziellem Sinne ganz be- 
sonders am Herzen. Familie 
ist nach unserem familien- 
politischen Programm von 
1999 für uns da, wo Eltern 
für Kinder und Kinder für El- 
tern Verantwortung über- 
nehmen. Damit werden wir 
der vielfältigen Realität ge- 
recht - von der „klassi- 
schen" Familie bis zum al- 
lein erziehenden Elternteil 
und der nichtehelichen 
Partnerschaft mit Kindern. 
Gleichwohl sehe ich hier 
Modernisierungsbedarf für 
die CDU. 

Wir müssen nämlich mit 
unserem erneuerten Grund- 
satzprogramm alte mentale 
Gegensätze überwinden. Es 
hilft uns nicht weiter, wenn 

die Verfechter der „traditio- 
nellen" Familie und von Fa- 
milien, in denen beide Eltern 

berufstätig sein wollen (oder 
aus ökonomischen Gründen 
schlichtweg müssen), sich 
gegenseitig misstrauen und 
sich absprechen, das Beste 
für ihre Familien zu geben. 
Wir denken vom Kind her, 
und deshalb ist es doch un- 
ser gemeinsames vorrangi- 
ges Ziel, dass wir wieder 
mehr Kinder in Deutschland 
haben. Eine wichtige Voraus- 
setzung dafür scheint mir die 
ehrliche Akzeptanz unter- 
schiedlicher familiärer Le- 
bensformen. 

Die CDU war immer die 
Partei der Sozialen Markt- 

wirtschaft. Sie hat dieses 
Gesellschaftsmodell ent- 
wickelt und in Deutschland 
zum Erfolg geführt. „Wohl- 

stand für alle" war kein lee- 
rer Slogan, sondern ist Rea- 
lität für breite Gesell- 
schaftsschichten geworden. 
Die Soziale Marktwirtschaft 

hat in der CDU immer inte- 
grierend gewirkt. Wir müs- 
sen uns aber heute einge- 
stehen, dass bis in unsere 
Mitgliedschaft hinein Ver- 
trauen in die Soziale Markt- 
wirtschaft verloren gegan- 
gen ist. Die Verunsicherung 
angesichts der Globalisie- 
rung der Weltwirtschaft mit 

neuen, starken Konkurren- 
ten wie China oder Indien 

und der Abwanderung von 
Arbeitsplätzen ins Ausland 
ist gewaltig. Viele Anhänger 
der Sozialen Marktwirt- 
schaft fühlen sich den Stür- 

men der Globalisierung hilf- 
los ausgesetzt. Die Ein- 
schätzung,  „wenn  es  mei- 
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Pofalla 
nem Unternehmen gut 
geht, geht es auch mir als 
Arbeitnehmer gut", gilt viel- 
fach nicht mehr. Dies hat 
breite Bevölkerungsschich- 
ten verunsichert. 

Die Folge ist ein großes 
Sicherheitsbedürfnis. Aber 
der Blick zu „Väterchen 
Staat", der schon alles rich- 
ten möge, ist nicht mehr zeit- 
gemäß. Die Überforderung 
des Staates und sein vielfach 
ineffizientes Wirken sind nur 
all zu greifbar. Besonders die 
Entwicklung der letzten Jah- 
re haben viele Bürger für sich 
so zusammengefasst: Der 
Staat nimmt immer mehr, 
lischt sich immer mehr ein, 
aber er gibt immer weniger, 
es kommt immer weniger da- 
bei herum: Hohe Steuern 
und Abgaben bei gleichzeitig 
verfallenden    Schulen    und 

einer Gesundheitsversor- 
gung, bei der sich viele ge- 
setzlich Krankenversicherte 
wie Kranke zweiter Klasse 
fühlen. 

Es muss uns deshalb ge- 
lingen, wieder das Vertrau- 
en der Bürgerinnen und 
Bürger in ihre eigenen Kräf- 
te zu wecken. Nur so wer- 
den wir letztlich wieder ein 
selbstbewusstes und star- 
kes Land. Das gelingt uns 
aber nur, wenn wir zuvor ei- 
nen möglichst breiten Kon- 
sens über die Rolle des Staa- 
tes erzielen. Ich bin der fes- 

ten Überzeugung: Der Staat 
muss sich aus manchen Auf- 
gaben ein Stück weit zu- 
rückziehen, um andere Auf- 
gaben wirkungsvoller und 
zielgerichteter als in der 
Vergangenheit wahrneh- 
men zu können. „Neue Ge- 
rechtigkeit" für alle werden 
wir nur „durch mehr Frei- 
heit" für alle erreichen. So- 

ziale Absicherung für die 
wirklich Bedürftigen kann 
es nur noch geben, wenn al- 
le entsprechend ihrem Lei- 
stungsvermögen stärker als 
bisher Eigenverantwortung 

übernehmen. 
Aber so wenig die CDU, 

die sich immer als Teil der 
Bürgergesellschaft verstan- 
den hat, ihre Hoffnungen auf 
„Vater Staat" richtet, so we- 
nig wird sie sich mit dem 
„Nachtwächterstaat" zufrie- 
den geben. Es gibt sogar Be- 

reiche, in denen der Staat 
mehr Verantwortung als bis- 
her übernehmen muss. Nicht 
erst die jüngsten Ereignisse 
an einigen Schulen haben 
gezeigt, dass der Staat sich 
in Fragen der Bildung, Erzie- 
hung und Integration stärker 
engagieren muss - über fi- 
nanzielle Leistungen hinaus. 
Wir dürfen bei Kindern 
und Jugendlichen Verwahr- 
losung nicht länger hinneh- 
men. Wir akzeptieren nicht, 
dass es eine „lost generati- 
on" gibt von jungen Leuten, 

die „Hartz IV" als realisti- 
sches Lebens- und Berufsziel 
angeben und ohne Schulab- 
schluss auch keine Chancen 
auf ein selbst bestimmtes 
Leben in Würde haben. 

Die CDU steht am An- 
fang eines intensiven Dis- 
kussionsprozesses. Ich lade 
alle ein, sich daran zu betei- 
ligen. Am Ende wird keine 
Agenda mit einer bestimm- 
ten Jahreszahl und damit ei- 
nem Verfallsdatum stehen, 
sondern ein langfristig gül- 
tiges Leitbild für das 
Deutschland der Zukunft: 
Für ein starkes und liebens- 
wertes Land, das auf der Ba- 
sis klarer Grundsätze mit 
Gottvertrauen und Selbst- 
bewusstsein die vor ihm lie- 
genden Herausforderungen 
angeht und seiner Verant- 
wortung für die hier leben- 
den Menschen und in der 
Welt gerecht wird. 
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Entgelt bezahlt. 

Die Wandzeitung zur 
Grundsatzprogramm-Diskussion 

Neue Gerechtigkeit durch mehr Freiheit. 

In den vergangenen Tagen haben die Abonnenten die Wandzeitung zur 
Grundsatzprogramm-Diskussion erhalten. 

Einzelexemplare können Sie über die CDU-Bundesgeschäftsstelle erhalten. 
E-Mail: infomaterial@cdu.de 

13|06 


